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PLANVERFASSER:

DRAGOMIR STADTPLANUNG
KOCHELSEESTRASSE 11
81371 MÜNCHEN

STADT OLCHING

BEBAUUNGSPLAN NR. 169

150

„MAX-REGER-STRASSE"

MÜNCHEN, DEN 18.04.2013

ENTWURF

Die Stadt Olching erlässt gemäß § 2 Abs.1 und §§ 9,10 des Baugesetzbuches (BauGB)
i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1
des Gesetzes vom 22.7.2011, Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern in
der Fassung vom 22.08.1998, zuletzt geändert am 16.02.2012,
Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007
(GVBl 2007, S. 588) und der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.1.1990 (BGBl. I S. 132) den Bebauungsplan
Nr. 169 mit integriertem Grünordnungsplan für das Gebiet "Max Reger-Straße /
Neufeldstraße / Zu den Mosswiesen" als Satzung.

Satzung

1. 
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom Ausschuss

 für Ortsentwicklung, Umwelt und Verkehr am 22.03.2012 gefasst und

 am 13.08.2012 ortsüblich bekannt gemacht.
  




 Olching, den 21.06.2013

(Siegel)

 gez. Andreas Magg

 Erster Bürgermeister

2. Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs in der Fassung vom
22.03.2012 hat in der Zeit vom 21.08.2012 bis 21.09.2012 stattgefunden

    (§ 3 Abs. 2 BauGB).


 Olching, den 21.06.2013

(Siegel)

 gez. Andreas Magg

 Erster Bürgermeister

3. Die Beteiligung der Behörden zum Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom
    22.03.2012 hat in der Zeit vom 21.08.2012 bis 21.09.2012 stattgefunden
    (§ 4 Abs. 2 BauGB).


                                                                    Olching, den 21.06.2013

(Siegel)
   
 gez. Andreas Magg

 Erster Bürgermeister

4. Für den vom Ausschuss für Ortsentwicklung, Umwelt und Verkehr gebilligten
Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom 29.11.2012 wurde gem.

    § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 17.12.2012 bis einschließlich 10.01.2013
eine erneute eingeschränkte Beteiligung durchgeführt.

                                                                    Olching, den 21.06.2013

(Siegel)
   
 gez. Andreas Magg

 Erster Bürgermeister

5. Für den vom Ausschuss für Ortsentwicklung, Umwelt und Verkehr am
    07.02 2013 gebilligten Bebauungsplanentwurf und nach Maßgabe geänderten

Entwurf in der Fassung vom 25.03.2013 wurde gem. § 4a Abs. 3 BauGB in der
Zeit vom 28.03.2013 bis einschließlich 15.04.2013 eine erneute eingeschränkte
Beteiligung durchgeführt.

                                                                    Olching, den 21.06.2013

(Siegel)
   
 gez. Andreas Magg

 Erster Bürgermeister

6. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung vom 18.04.2013
wurde vom Stadtrat am 20.06.2013 gefasst (§ 10 BauGB).

   




  Olching, den 21.06.2013

(Siegel)
   
  gez. Andreas Magg

  Erster Bürgermeister

AUSFERTIGUNGSVERMERK

Es wird hiermit bestätigt, dass der Bebauungsplan in der Fassung vom
18.04.2013 dem Satzungsbeschluss des Stadtrates am 20.06.2013 zu Grunde
lag.

   
  Olching, den 21.06.2013

(Siegel)
   
  gez. Andreas Magg

  Erster Bürgermeister

7. Die ortsübliche Bekanntmachung über den Beschluss des Stadtrates zum
Bebauungsplan erfolgte am 24.06.2013; dabei wurde auf die Rechtsfolgen der
§§ 44 und 215 BauGB hingewiesen. Mit der Bekanntmachung trat der
Bebauungsplan i. d. F. v. 18.04.2013 in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

   


  Olching, den 26.06.2013

(Siegel)
   
  gez. Andreas Magg

  Erster Bürgermeister

    ÜBEREINSTIMMUNGSVERMERK

    Diese Planausfertigung ist hinsichtlich ihrer Festsetzungen mit der am
    20.06.2013 als Satzung beschlossenen und am 24.06.2013 öffentlich bekannt
    gemachten Ausfertigung des Bebauungsplanes Nr. 169 identisch.


 Olching, den 03.07.2013

      (Siegel)

 gez. Andreas Magg

 Erster Bürgermeister

VERFAHRENSVERMERKED) HINWEISE DURCH TEXT

Gemeindliche Satzungen und Verordnungen
Es gilt die Stellplatzsatzung und Fahrradabstellsatzung der Stadt Olching in der jeweils gültigen
Fassung.

Abstandsflächenregelung
Gemäß Festsetzung sind die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO einzuhalten. Es wird jedoch
darauf hingewiesen, dass der Höhenbezugspunkt für die maximal zulässigen Wandhöhen die
gemäß §3 (1) der Satzungsbestimmung festgesetzten Bezugshöhen sind.

Artenschutz
(1)     
Die Entfernung aller für Vögel als möglicher Nistplatz, Quartier oder Unterschlupf dienender

Strukturen im Vegetationsbestand und an Gebäuden ist ausschließlich in den Wintermonaten
vor der Brutsaison, in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar durchzuführen.

(2)     
Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind zwei Nistkästen für Turmfalken an Gebäuden, an
Waldrändern oder hohen Einzelbäumen in offener Landschaft als Ersatznistplätze im
räumlichen Zusammenhang mit der Eingriffsfläche (Stadtgebiet Olching) bereitzustellen. Die
Auswahl der Standorte erfolgt unter fachlicher Begleitung örtlicher Naturschutzverbände in
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde. Die Bereitstellung der Ersatzplätze muss
vor Beginn der Brutsaison, in der der derzeitige Brutplatz nicht mehr zur Verfügung steht,
erfolgen (CEF-Maßnahme).
Der Erfolg der CEF-Maßnahme ist durch ein Monitoring zu überwachen. Das Monitoring hat
über einen Zeitraum von zwei Jahren zu erfolgen, in dem eine Überwachung der
Bestandsentwicklung und ggf. akzeptanzfördernde Verbesserungen an den Nisthilfen
durchgeführt werden sollen.
Die Umsetzung der CEF-Maßnahme ist durch einen städtebaulichen Vertrag mit Bezug auf
die saP, die die Maßnahme konkret erläutert und auf 10 Jahre sicherzustellen. Bei
Inanspruchnahme privater Flächen ist zusätzlich die dauerhafte Sicherung über eine
Grunddienstbarkeit erforderlich.

Baumschutz
Die Regelungen der DIN 18920- Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei
Baumaßnahmen, der RAS-LP 4 – Richtlinien für die Anlage von Straßen Teil: Landschaftspflege, der
ZTV-Baumpflege und der ZTV-Vegetationstragschichten sind zu beachten.

Pflanzliste
Für Neu- oder Nachpflanzungen werden folgende Gehölze empfohlen:

Großbäume:  
Acer platanoides

















Spitz-Ahorn  
Acer pseudoplatanus 











Berg-Ahorn 
Betula pendula



















Sand-Birke 
Fraxinus excelsior
















Gemeine Esche 
Quercus robur




















Stiel-Eiche 
Salix alba 

























Silber-Weide 
Tilia cordata























Winter-Linde

Mittlere Bäume: 
Acer campestre



















Feld-Ahorn 
Carpinus betulus

















Hainbuche 
Juglans regia 





















Walnuss 
Prunus avium





















Vogelkirsche 
Salix caprea























Sal-Weide 
Sorbus aucuparia
















Vogelbeere 
Sorbus torminalis

















Elsbeere

Kleine Bäume: 
Crataegus monogyna












Weißdorn 
Crataegus laevigata













Rotdorn  
Malus spec. 






















Zierapfel-Formen 
Prunus spec.






















Zierkirsche-Formen 
Obstbäume

Sträucher: 
Cornus sanguinea















Blut-Hartriegel 
Coryllus avellana
















Haselnuss 
Crataegus monogyna











Rotdorn  
Euonymus europaeus










Europäisches Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare















Gemeiner Liguster 
Prunus spinosa


















Schlehdorn 
Sambucus nigra

















Holunder 
Rosa canina





















Hunds-Rose 
Viburnum lantana















Wolliger Schneeball

Grundsätzlich sollten immergrüne Gehölze einen Anteil von 20% aller Gehölze nicht überschreiten.
Nicht heimische Koniferen sollten nicht angepflanzt werden.

Beseitigung von Niederschlagswasser - Versickerung
Niederschlagswasser ist grundsätzlich auf den Grundstücken, wo es anfällt, zu beseitigen.
Zur Ausführung von oberflächennahen Versickerungseinrichtungen sind die

•



Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlag
swasser (NWFreiV vom 01.10.2008),

•



Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in





das Grundwasser (TRENGW vom 17.12.2008)

•



und die Broschüre „Regenwasserversickerung – Gestaltung von Wegen und Plätzen,
Praxisratgeber für Grundstückseigentümer“ der Bayerischen Landesamtes für Umwelt

zu beachten.

Ein Abstand von mindestens 1,0 m zwischen der Sohle der Versickerungseinrichtung und dem HHW
ist einzuhalten.

Errichtung von Tiefgaragen und Kellern
Die Tiefgaragen und Keller sind wasserdicht und auftriebsicher, mit weißen Wannen, auszuführen.
Zur Bemessung ggf. notwendiger Bauwasserhaltung im Zuge der Errichtung der Tiefgaragen und
Keller sollte auf dem Gelände eine Grundwassermessstelle errichtet und ein Pumpversuch zur
Bestimmung der hydraulischen Kenngrößen des Grundwasserleiters durchgeführt werden. Die
Auswirkungen auf Grundwasser, Grundwasserfließrichtung und die umgebende Bebauung sind im
Rahmen eines wasserrechtlichen Verfahrens im Bauvollzug durch das Wasserwirtschaftsamt zu
prüfen.

Gasversorgung
Beidseitig der in der Max-Reger-Straße und Neufeldstraße verlaufenden Gasleitung DN 250 PN 40
ist ein 3,0 m breiter Schutzstreifen einzuhalten. Umseitig der bestehenden Erdgas-Druckregelanlage
ist ein Schutzabstand von 2,0 m sowie beidseitig der Ein- und Ausgangsleitungen von 3,0 m
einzuhalten. Diese Schutzstreifen sind von jeglicher Über- und Unterbauungen sowie Bepflanzungen
und die Errichtung von Dauerstellplätzen freizuhalten.

Denkmalschutz
Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler sind gem. § 8 Abs. 1-2 DSchG an das Bayerische
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden.

DIN-Normen
Die in den textlichen Festsetzungen aufgeführten DIN-Normen sind bei der Bauverwaltung der Stadt
Olching zu den üblichen Dienstzeiten einsehbar.

D) HINWEISE DURCH TEXT

Gemeindliche Satzungen und Verordnungen
Es gilt die Stellplatzsatzung und Fahrradabstellsatzung der Stadt Olching in der jeweils gültigen
Fassung.

Abstandsflächenregelung
Gemäß Festsetzung sind die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO einzuhalten. Es wird jedoch
darauf hingewiesen, dass der Höhenbezugspunkt für die maximal zulässigen Wandhöhen die
gemäß §3 (1) der Satzungsbestimmung festgesetzten Bezugshöhen sind.

Artenschutz
(1)     
Die Entfernung aller für Vögel als möglicher Nistplatz, Quartier oder Unterschlupf dienender

Strukturen im Vegetationsbestand und an Gebäuden ist ausschließlich in den Wintermonaten
vor der Brutsaison, in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar durchzuführen.

(2)     
Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind zwei Nistkästen für Turmfalken an Gebäuden, an
Waldrändern oder hohen Einzelbäumen in offener Landschaft als Ersatznistplätze im
räumlichen Zusammenhang mit der Eingriffsfläche (Stadtgebiet Olching) bereitzustellen. Die
Auswahl der Standorte erfolgt unter fachlicher Begleitung örtlicher Naturschutzverbände in
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde. Die Bereitstellung der Ersatzplätze muss
vor Beginn der Brutsaison, in der der derzeitige Brutplatz nicht mehr zur Verfügung steht,
erfolgen (CEF-Maßnahme).
Der Erfolg der CEF-Maßnahme ist durch ein Monitoring zu überwachen. Das Monitoring hat
über einen Zeitraum von zwei Jahren zu erfolgen, in dem eine Überwachung der
Bestandsentwicklung und ggf. akzeptanzfördernde Verbesserungen an den Nisthilfen
durchgeführt werden sollen.
Die Umsetzung der CEF-Maßnahme ist durch einen städtebaulichen Vertrag mit Bezug auf
die saP, die die Maßnahme konkret erläutert und auf 10 Jahre sicherzustellen. Bei
Inanspruchnahme privater Flächen ist zusätzlich die dauerhafte Sicherung über eine
Grunddienstbarkeit erforderlich.

Baumschutz
Die Regelungen der DIN 18920- Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei
Baumaßnahmen, der RAS-LP 4 – Richtlinien für die Anlage von Straßen Teil: Landschaftspflege, der
ZTV-Baumpflege und der ZTV-Vegetationstragschichten sind zu beachten.

Pflanzliste
Für Neu- oder Nachpflanzungen werden folgende Gehölze empfohlen:

Großbäume:  
Acer platanoides

















Spitz-Ahorn  
Acer pseudoplatanus 











Berg-Ahorn 
Betula pendula



















Sand-Birke 
Fraxinus excelsior
















Gemeine Esche 
Quercus robur




















Stiel-Eiche 
Salix alba 

























Silber-Weide 
Tilia cordata























Winter-Linde

Mittlere Bäume: 
Acer campestre



















Feld-Ahorn 
Carpinus betulus

















Hainbuche 
Juglans regia 





















Walnuss 
Prunus avium





















Vogelkirsche 
Salix caprea























Sal-Weide 
Sorbus aucuparia
















Vogelbeere 
Sorbus torminalis

















Elsbeere

Kleine Bäume: 
Crataegus monogyna












Weißdorn 
Crataegus laevigata













Rotdorn  
Malus spec. 






















Zierapfel-Formen 
Prunus spec.






















Zierkirsche-Formen 
Obstbäume

Sträucher: 
Cornus sanguinea















Blut-Hartriegel 
Coryllus avellana
















Haselnuss 
Crataegus monogyna











Rotdorn  
Euonymus europaeus










Europäisches Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare















Gemeiner Liguster 
Prunus spinosa


















Schlehdorn 
Sambucus nigra

















Holunder 
Rosa canina





















Hunds-Rose 
Viburnum lantana















Wolliger Schneeball

Grundsätzlich sollten immergrüne Gehölze einen Anteil von 20% aller Gehölze nicht überschreiten.
Nicht heimische Koniferen sollten nicht angepflanzt werden.

Beseitigung von Niederschlagswasser - Versickerung
Niederschlagswasser ist grundsätzlich auf den Grundstücken, wo es anfällt, zu beseitigen.
Zur Ausführung von oberflächennahen Versickerungseinrichtungen sind die

•



Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlag
swasser (NWFreiV vom 01.10.2008),

•



Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in





das Grundwasser (TRENGW vom 17.12.2008)

•



und die Broschüre „Regenwasserversickerung – Gestaltung von Wegen und Plätzen,
Praxisratgeber für Grundstückseigentümer“ der Bayerischen Landesamtes für Umwelt

zu beachten.

Ein Abstand von mindestens 1,0 m zwischen der Sohle der Versickerungseinrichtung und dem HHW
ist einzuhalten.

Errichtung von Tiefgaragen und Kellern
Die Tiefgaragen und Keller sind wasserdicht und auftriebsicher, mit weißen Wannen, auszuführen.
Zur Bemessung ggf. notwendiger Bauwasserhaltung im Zuge der Errichtung der Tiefgaragen und
Keller sollte auf dem Gelände eine Grundwassermessstelle errichtet und ein Pumpversuch zur
Bestimmung der hydraulischen Kenngrößen des Grundwasserleiters durchgeführt werden. Die
Auswirkungen auf Grundwasser, Grundwasserfließrichtung und die umgebende Bebauung sind im
Rahmen eines wasserrechtlichen Verfahrens im Bauvollzug durch das Wasserwirtschaftsamt zu
prüfen.

Gasversorgung
Beidseitig der in der Max-Reger-Straße und Neufeldstraße verlaufenden Gasleitung DN 250 PN 40
ist ein 3,0 m breiter Schutzstreifen einzuhalten. Umseitig der bestehenden Erdgas-Druckregelanlage
ist ein Schutzabstand von 2,0 m sowie beidseitig der Ein- und Ausgangsleitungen von 3,0 m
einzuhalten. Diese Schutzstreifen sind von jeglicher Über- und Unterbauungen sowie Bepflanzungen
und die Errichtung von Dauerstellplätzen freizuhalten.

Denkmalschutz
Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler sind gem. § 8 Abs. 1-2 DSchG an das Bayerische
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden.

DIN-Normen
Die in den textlichen Festsetzungen aufgeführten DIN-Normen sind bei der Bauverwaltung der Stadt
Olching zu den üblichen Dienstzeiten einsehbar.
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A) FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Allgemeine Wohngebiete

Flächen für den Gemeinbedarf

sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen
(z.B. Kindergarten, Jugendzentrum)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

GFZ 0,7 Geschossflächenzahl als Höchstmaß

GRZ  0,3 Grundflächenzahl als Höchstmaß

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

WH 6,5m Wandhöhe in Metern über dem Höhenbezugspunkt als Höchstmaß

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

E nur Einzelhäuser zulässig

ED nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

GESTALTUNG

FD Flachdach

SD Satteldach

PD Pultdach

Dachneigung von bis

VERKEHRSFLÄCHEN

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

verkehrsberuhigter Bereich

Ein- und Ausfahrtsbereich

GRÜNORDNUNG

öffentliche Grünflächen

Spielplatz

Flächen landschaftsgerecht zu gestalten und zu begrünen

Flächen parkartig zu  gestalten und zu begrünen

Bäume zu erhalten (Darstellung nach
tatsächlichem Kronendurchmesser)

große Bäume zu pflanzen

mittelgroße und kleine Bäume zu pflanzen

Gehölze zu pflanzen / Ortsrandeingrünung

Radweg

Fußweg

zu begrünende und zu bepflanzende Fläche

WA

D 30°- 40°

Str.

FW

RW

Str.

Straßenverkehrsflächen

Zahl der Vollgeschosse zwingendIII

Dachneigung bisD bis 10°

Flächen für Ver- und Entsorgung

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

öffentliche Parkplätze

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen

Firstrichtung

GR Grundfläche mit Flächenangabe als Höchstmaß

zwingende Wandhöhe in Meter über dem Höhenbezugspunkt

 5002222m2

BaulinieBaulinie

Baugrenze

zwingende Wandhöhe als Mindest- und Höchstmaß in Meter über
dem Höhenbezugspunkt

WH 8m

WH 6-8m

503,00

SONSTIGES

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen,
Stellplätze, Garagen, Gemeinschaftsanlagen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
(z.B. Art und Maß der Nutzung)

Maßzahl in Meter

B) HINWEISE DURCH PLANZEICHEN
vorgeschlagene Grundstücksteilung

vorgeschlagene Form der Baukörper

vorhandene Bäume (Darstellung nach

vorhandene Gehölze

vorgeschlagener Standort für Bäume

8,0

tatsächlichem Kronendurchmesser)

TiefgaragenTGa

Abgrenzung unterschiedlicher Geschossigkeit
innerhalb überbaubarer Grundstücksflächen

Gasdruckregelanlage

Parkplätze im StraßenraumP

Müllsammelstellen als GemeinschaftsanlageM

vorgeschlagener Standort für Stellplätze

1024 Flurnummer zum Zeitpunkt der Aufstellung

Abgrenzung unterschiedlicher Höhen
innerhalb überbaubarer Grundstücksflächen

Höhenkote in Meter über NN2

Umgrenzung von Flächen mit
Vorkehrungen zum Schallschutz

Böschung

C) FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

§ 1 
Art der Nutzung

(1)




Allgemeines Wohngebiet (WA)
Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen (Beherbergungsbetriebe, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlage für die
Verwaltung, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht zulässig.

(2)




Fläche für Gemeinbedarf
Die Fläche für Gemeinbedarf dient der Unterbringung von sozialen Einrichtungen für Kinder
und Jugendliche, wie z.B. Kindergarten, Jugendzentrum, einschließlich der zugehörigen
Nebeneinrichtungen und Stellplätze.

(3)




Fläche für Versorgungsanlagen
Die Fläche für Versorgungsanlagen dient der Unterbringung einer Gasdruckregelanlage.

§ 2 
Maß der Nutzung

(1)



 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind bei Einzelhäusern je








Wohngebäude, bei Doppelhäusern je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit zulässig.








Es ist ausnahmsweise eine 2. Wohneinheit mit maximal 80 qm Wohnfläche als

Einliegerwohnung zulässig, wenn der hierfür notwendige Stellplatz auf dem Grundstück
nachgewiesen werden kann.

(2)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 4 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch bauliche Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem
Gesamtmaß von 0,4 überschritten werden.

(3)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 5 bis einschließlich WA 8 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch bauliche Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem
Gesamtmaß von 0,5 überschritten werden.

(4)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch Tiefgaragen bis zu einem Gesamtmaß von 0,7 überschritten
werden.

§ 3 
Höhenentwicklung / Terrassengeschoss

(1)




Als unterer Höhenbezugspunkt für die einzuhaltenden Gebäudehöhen ist die mittlere Höhe








der zugeordneten Erschließungsstraße heranzuziehen. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 11 ist

die Max-Reger-Straße die zugeordnete Erschließungsstraße. 
Als unterer Höhenbezugspunkt für die einzuhaltenden Gebäudehöhen in den Allgemeinen
Wohngebieten WA 8 und WA 9 ist die Höhenkote 1 (503,00 m ü. NN.) maßgebend. Als unterer
Höhenbezugspunkt für die zwingend festgesetzte Höhe der Lärmschutzanlagen ist die
Höhenkote 2 (503,50 m ü. NN.) maßgebend.









Der obere Bezugspunkt des Lärmschutzwalls ist dessen Scheitelpunkt.

 (2)



Bei Sattel- und Pultdächern gilt als Wandhöhe der senkrechte Abstand zwischen der








festgesetzten Bezugshöhe und dem Schnittpunkt der Außenkante der Außenwand mit der

Oberkante der Dachhaut gemessen an der Traufseite.

(3)




Bei Flachdächern und der Lärmschutzwand gilt als Wandhöhe der senkrechte Abstand








zwischen der festgesetzten Bezugshöhe und der Oberkante der oberen Abdeckung der

Wand.

(4)




Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf höchstens 30 cm über der








Bezugshöhe liegen.

(5)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 und WA 10  sind maximal 3 Vollgeschosse zulässig,
wobei das dritte Vollgeschoss nur als Terrassengeschoss zulässig ist. Die Grundfläche des
überdachten Raums des Terrassengeschosses darf max. 2/3 der Grundfläche des darunter
liegenden Geschosses einnehmen. Die festgesetzte Wandhöhe darf durch dieses
Terrassengeschoss um maximal 3,2 m überschritten werden.

§ 4 
Dächer / Solaranlagen / bauliche Gestaltung

(1)




Wo nicht durch andere Festsetzungen abweichend geregelt, sind Dächer bis zu einer
Neigung von 40° zulässig.

(2)




Werden bei Sattel- und Pultdächern Solaranlagen vorgesehen, sind diese in der Neigung der
Dachhaut parallel zu den Außenkanten des Daches zu errichten.

(3)




Werden bei Flachdächern Solaranlagen vorgesehen, sind diese parallel zur Außenwand zu
errichten und müssen allseits mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des
Daches zurücktreten.

(4)




Bei Flachdächern und flach geneigten Dächern müssen alle Dachaufbauten mindestens um








das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des Daches zurücktreten.

(5)




Bei Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, Garagen und überdachten Stellplätzen sind in
 den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 Dächer mit einer Neigung von
15 ° bis 30°, in den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 mit einer
Neigung von maximal 30° zulässig.

(6)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind aneinander gebaute
Häuser bzw. Hausgruppen, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und Garagen
profilgleich und mit einer einheitlichen Dachform, -deckung sowie -neigung auszuführen.

(7)




Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 10° sind ab einer Fläche von 100 m2 extensiv zu b
egrünen, sofern technische Gründe (z.B. Lüftungseinrichtungen, Oberlichter, Solaranlagen)
nicht entgegenstehen. Dabei ist eine durchwurzelbare Mindestschichtdicke von 10 cm
vorzusehen.

(8)




Dachgauben sind ab einer Dachneigung von 35° zulässig. Ihre Gesamtlänge darf 1/3 der








Gebäudelänge und ein Maximalmaß von 5 m nicht überschreiten. Sie müssen mindestens








1,5 m vom seitlichen Dachrand entfernt liegen. Ihre Ansichtsfläche darf jeweils 4 m2, ihre

Ansichtshöhe 2,5 m nicht überschreiten.

§ 5 
Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze

(1)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind Nebenanlagen im Sinne
des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen und Stellplätze ausschließlich innerhalb der Bauräume
oder der hierfür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen zulässig. Hiervon ausgenommen
sind Gartenhäuser, jedoch nur an der von der Straße abgewandten Grundstücksgrenze und
bis zu einer Grundfläche von 6 m2 und eine Wandhöhe von 2,0 m.

 (2)



In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind Nebenanlagen im








Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO ausschließlich innerhalb der Bauräume zulässig. Hiervon

ausgenommen sind Kinderspielplätze. Tiefgaragen sind innerhalb der Bauräume und der
hierfür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen zulässig.

(3)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind Tiefgaragenzufahrten
einschließlich ihrer Einhausung im Bereich der festgesetzten Ein- und Ausfahrtsbereiche auch
außerhalb der Bauräume und für Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und
Garagen vorgesehen Flächen zulässig.

(4)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 4 sind Garagen und Stellplätze
mit einem Abstand von maximal 5 m von der zugeordneten Erschließungsstraße zu errichten.

(5)




Die nach Art. 47 BayBO notwendigen Stellplätze der Allgemeinen Wohngebiete WA 9, WA 10
und WA 11 sind in Tiefgaragen unterzubringen.

(6)




Für die Gemeinbedarfsfläche sind die nachweispflichtigen Stellplätze straßennah








nachzuweisen.

(7)




Die der Versorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen gem. §14 Abs. 2 BauNVO sind
ausnahmsweise zulässig.

§ 6 
Abgrabungen









Abgrabungen sind auf bis zu 1/3 der Gebäudelänge jedoch nicht mehr als 5 m zulässig.
Hiervon ausgenommen sind Abgrabungen im Rahmen erforderlicher Geländeanpassungen.

§ 7 
Einfriedungen









Als Einfriedungen sind offene Zäune ohne durchgehenden Sockel und/oder Hecken aus
einheimischen Laubgehölzen zulässig. Zäune dürfen eine Höhe von 1,2 m nicht
überschreiten. Im Bereich von Terrassen ist auf einer Länge von max. 4 m ein bis zu 2 m
hoher Sichtschutz zulässig.  

§ 8
Abstandsflächen









Die Abstandsflächen sind gemäß Art. 6 BayBO einzuhalten. Ausgenommen hiervon ist die 

erforderliche Lärmschutzwand.

§ 9 
Werbeanlagen









Werbeanlagen sind in den Allgemeinen Wohngebieten, mit Ausnahme von Werbeanlagen von
max. 60 cm Höhe und einer Gesamtfläche von nicht mehr als 1,5 m2 im Allgemeinen 

Wohngebiet WA 11 am Ort der Leistung im Bereich der Erdgeschosszone, nicht zulässig.

§ 10 
Baulicher Schallschutz

(1)




Zum Schutz vor Verkehrs- und Anlagenlärm ist in der festgesetzten Fläche für Vorkehrungen








zum Schallschutz eine Lärmschutzanlage als Wall-Wand Kombination zu errichten. Die








Wände sind bahnseitig absorbierend mit Drefl ! 4 dB zu gestalten und müssen eine








Schalldämmung von mindestens 25 dB aufweisen.








Der Erdwall verläuft entlang der Schallschutzwand und muss an jeder Stelle mindestens 1/3








der Gesamthöhe der Wall-Wand Kombination einnehmen. Der Wall darf eine Höhe von 6,0 m








nicht überschreiten.








Im Bereich der Fl.Nr. 1021, Gemarkung Olching, ist entlang der Lärmschutzanlage durch 









Aufschüttung ein ebener Streifen von mind. 1,00 m Breite für Unterhaltungsmaßnahmen








anzulegen. In diesem Bereich sind Gabionen als Teil der Lärmschutzanlage nicht zulässig.

(2)




Lüftungstechnisch notwendige Fenster schutzbedürftiger Aufenthaltsräume (Wohnräume, 










Schlaf- und Kinderzimmer) in den Gebäuden entlang an der Max-Reger-Straße (Teilbereiche








WA10 und WA11) müssen überwiegend zur lärmabgewandten Hausseite hin orientiert








werden.

(3)




Im Allgemeinen Wohngebiet WA 8 ist die Bebauung einschließlich Garagen entlang der








Planstraße D durchgehend und ohne Zwischenräume zu erstellen.

(4)




Im gesamten Planungsgebiet sind an den Gebäuden Maßnahmen zum Schutz gegen








Außenlärm i.S.d. DIN 4109, Schallschutz im Hochbau vom Nov. 1989 erforderlich.








Räume zum Schlafen müssen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung 
ausgestattet








werden. Die Lüftungseinrichtungen müssen beim Nachweis des 
Schallschutzes gegen








Außenlärm berücksichtigt werden. Abweichend von DIN 4109 ist der maßgebliche








Außenlärmpegel La zur Berücksichtigung der hohen Geräuschimmissionen während der








Nacht ausgehend vom Beurteilungspegel Nacht des Verkehrslärms Lr,N wie folgt zu








berechnen:










La = Lr,N + 10 + 3 [dB(A)].









Dieser Anforderungswert ist für jeden schutzbedürftigen Aufenthaltsraum nach DIN 4109,








Tabelle 9 in Abhängigkeit des Verhältnisses von beschallter Außenfläche (von Inneren des








Raumes aus betrachtet) zur Grundfläche des Raumes zu erhöhen oder abzumindern.

(5)




Der ausreichende Schallschutz gegen Außenlärm ist mit dem Bauantrag nachzuweisen. Wird








dabei durch eine schalltechnische Berechnung belegt, dass für einzelne Räume ein








geringerer nach (4) ermittelter maßgeblicher Außenlärmpegel zutreffend ist, darf das








erforderliche resultierende bewertete Schalldämm-Maß nach Maßgabe der Tabellen 8 und 9








in DIN 4109 abgemindert werden.

(6)




Tiefgaragenzufahrten müssen im Plangebiet eingehaust ausgeführt werden, eine








Gebäudedurchfahrt als Einhausung ist möglich. Die Wände der Einhausung müssen








innenseitig schallabsorbierend ausgekleidet werden und einen Absorptionskoeffizienten von








" ! 0,6 bei 500 Hz aufweisen. Die Einhausung ist mit einem resultierenden bewerteten








Schalldämm-Maß von mindestens Rw` = 25 dB auszuführen.

§ 11 
Grünordnung

(1)




Die Bepflanzung der Freiflächen der Baugrundstücke, der öffentlichen Verkehrsflächen und
der öffentlichen Grünflächen ist entsprechend den planzeichnerischen und textlichen
Festsetzungen herzustellen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume und Sträucher sind
nachzupflanzen. Nachpflanzungen haben den festgesetzten Güteanforderungen zu
entsprechen. Notwendige Zugänge und Zufahrten sind von den Begrünungsfestsetzungen
ausgenommen.

(2)




Große Laubbäume (Endwuchshöhe über 20 m) sind mit einem Mindeststammumfang von








20-25 cm, mittlere (Endwuchshöhe 10-20 m) und kleine (Endwuchshöhe bis 10 m) mit einem

Mindeststammumfang von 18-20 cm und Obstbäume mit einem Mindeststammumfang von
16-18 cm zu pflanzen. Es sind grundsätzlich standortgerechte heimische Baumarten zu
pflanzen.

(3)




Bei Verlust von Bäumen, die gem. Planzeichnung als bestehende und zu erhaltende Bäume








dargestellt sind, sind auf dem Baugrundstück ein großer oder mittelgroßer standortgerechter








heimischer Laubbaum nachzupflanzen.

(4)




Bei der Pflanzung von Laubbäumen innerhalb von Belagsflächen sind offene Baumscheiben
mit einer mindestens 12 m3 großen und mindestens 1,5 m tiefen spartenfreien,
durchwurzelbaren Pflanzgrube vorzusehen. In Ausnahmefällen sind überdeckte
Baumscheiben zulässig, sofern gestalterische oder funktionale Gründe dafür sprechen. Ein
ausreichender Anfahrschutz der Baumstämme ist dauerhaft zu gewährleisten. Bei
Baumpflanzungen in Baumgräben ist eine Mindestbreite der Gräben von 2,5 m vorzusehen.

(5)




Bei Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum der Planstraße E ist eine einheitliche,








standortgerechte heimische Baumart zu wählen.

(6)




Pro angefangene 400 m2 der Grundstücksfläche der Doppel- und Einfamilienhäuser der








Baugebiete WA 1 bis einschließlich WA 8 sind ein kleiner (Endwuchshöhe bis 10 m) oder

mittelgroßer (Endwuchshöhe 10-20 m) standortgerechter heimischer Laubbaum, pro
Baugrundstück jedoch mindestens ein kleiner standortgerechter heimischer Baum, zu
pflanzen. Als zu pflanzen oder als bestehend gekennzeichnete Bäume nach Planzeichnung
können darauf angerechnet werden.
In den Baugebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind pro angefangener 400 m2

Grundstücksgröße ein mittelgroßer standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen.
 
In den Baugebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind die Decken der Tiefgaragen im
Bereich von mit Bäumen zu bepflanzenden Flächen um mindestens 60 cm unter die geplante
Geländeoberkante abzusenken und ebenso hoch mit fachgerechtem Bodenaufbau zu
überdecken.

(7)




Auf den Baugrundstücken entlang der Planstraßen A, B, C und D ist mindestens einer dieser
zu pflanzenden Bäume im Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der Baugrenze
(Vorgarten) zu pflanzen.

(8)




Die Stellplatzanlage an der Max-Reger-Straße ist entsprechend den Festsetzungen mit einer
Hecke aus heimischen Laubgehölzen einzugrünen und mit mittelgroßen standortgerechten
heimischen Laubbäumen zu bepflanzen. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen darf die
Hecke eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten. Je angefangener 5 Stellplätze ist
mindestens ein mittelgroßer standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen. Die Lage
der im Plan in diesem Bereich dargestellten Bäume ist nicht bindend.

(9)




Die Flächen der Müllsammelstellen entlang der Planstraße E sind mit Hecken einzugrünen.








Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen darf die Hecke eine Höhe von 1,20 m nicht

überschreiten.

(10)



Nebenanlagen wie Müllhäuser, Carports und Seitenwände von Tiefgaragenzufahrten sowie
geeignete und überwiegend fensterlose Gebäudefassaden sind mit Kletterpflanzen zu
begrünen.

(11)



Die öffentliche Grünfläche, die als „Fläche landschaftsgerecht zu gestalten und zu begrünen“
festgesetzt ist, ist mit Einzelbaumpflanzungen von standortgerechten heimischen Gehölzen
und als Wiesen mit der Artenzusammensetzung der trockenen Schotterflächen herzustellen
und zu pflegen. Für die Herstellung der mageren Wiese ist autochthones Mahdgut (Herkunft
Nördliche Münchner Schotterebene) zu verwenden.

(12)



Die öffentliche Grünfläche, die als „Fläche parkartig zu begrünen“ festgesetzt ist, ist mit
großen und mittelgroßen standortgerechten heimischen Laubbäumen und einer Rasenfläche
herzustellen und zu pflegen. Die in diesem Bereich als zu erhalten festgesetzten Bäume sind
zu unterpflanzen.

(13)



Die im Plan als „Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft “ dargestellten Bereiche sind entsprechend der Ausgangssituation –
Gehölzgruppen mit Ruderalfluren und Rohbodenstandorten – zu erhalten oder
wiederherzustellen. Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind entlang der Lärmschutzanlage
im Bereich des Böschungsfußes Gabionen mit einer max. Höhe von 2 m zu errichten.

(14)



Offene Stellplätze, Feuerwehrzufahrten und –andienungsflächen sowie Müllsammelstellen
sind grundsätzlich wasserdurchlässig vorzusehen und auf das Mindestmaß zu beschränken
(z.B. Pflaster mit Grasfuge, Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen,
wassergebundener Belag).

(15)



Niederschlagswasser von befestigten Flächen des Baugrundstücks und der Dachflächen sind
über Sickermulden oder Rigolen auf dem Baugrundstück zu versickern.

(16)



Notwendige Wege innerhalb und Zufahrten zu den Baugrundstücken sind von den
Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. Diese Wege und Zufahrten sind auf ein
Mindestmaß zu beschränken und soweit funktional möglich mit wasserdurchlässigem Aufbau
und Belag herzustellen.

(17)



Von den Festsetzungen kann in Lage und Fläche geringfügig abgewichen werden, soweit die
Abweichung grünordnerisch vertretbar ist, die Grundzüge der Planung nicht berührt werden
und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

C) FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

§ 1 
Art der Nutzung

(1)




Allgemeines Wohngebiet (WA)
Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen (Beherbergungsbetriebe, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlage für die
Verwaltung, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht zulässig.

(2)




Fläche für Gemeinbedarf
Die Fläche für Gemeinbedarf dient der Unterbringung von sozialen Einrichtungen für Kinder
und Jugendliche, wie z.B. Kindergarten, Jugendzentrum, einschließlich der zugehörigen
Nebeneinrichtungen und Stellplätze.

(3)




Fläche für Versorgungsanlagen
Die Fläche für Versorgungsanlagen dient der Unterbringung einer Gasdruckregelanlage.

§ 2 
Maß der Nutzung

(1)



 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind bei Einzelhäusern je








Wohngebäude, bei Doppelhäusern je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit zulässig.








Es ist ausnahmsweise eine 2. Wohneinheit mit maximal 80 qm Wohnfläche als

Einliegerwohnung zulässig, wenn der hierfür notwendige Stellplatz auf dem Grundstück
nachgewiesen werden kann.

(2)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 4 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch bauliche Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem
Gesamtmaß von 0,4 überschritten werden.

(3)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 5 bis einschließlich WA 8 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch bauliche Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem
Gesamtmaß von 0,5 überschritten werden.

(4)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch Tiefgaragen bis zu einem Gesamtmaß von 0,7 überschritten
werden.

§ 3 
Höhenentwicklung / Terrassengeschoss

(1)




Als unterer Höhenbezugspunkt für die einzuhaltenden Gebäudehöhen ist die mittlere Höhe








der zugeordneten Erschließungsstraße heranzuziehen. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 11 ist

die Max-Reger-Straße die zugeordnete Erschließungsstraße. 
Als unterer Höhenbezugspunkt für die einzuhaltenden Gebäudehöhen in den Allgemeinen
Wohngebieten WA 8 und WA 9 ist die Höhenkote 1 (503,00 m ü. NN.) maßgebend. Als unterer
Höhenbezugspunkt für die zwingend festgesetzte Höhe der Lärmschutzanlagen ist die
Höhenkote 2 (503,50 m ü. NN.) maßgebend.









Der obere Bezugspunkt des Lärmschutzwalls ist dessen Scheitelpunkt.

 (2)



Bei Sattel- und Pultdächern gilt als Wandhöhe der senkrechte Abstand zwischen der








festgesetzten Bezugshöhe und dem Schnittpunkt der Außenkante der Außenwand mit der

Oberkante der Dachhaut gemessen an der Traufseite.

(3)




Bei Flachdächern und der Lärmschutzwand gilt als Wandhöhe der senkrechte Abstand








zwischen der festgesetzten Bezugshöhe und der Oberkante der oberen Abdeckung der

Wand.

(4)




Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf höchstens 30 cm über der








Bezugshöhe liegen.

(5)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 und WA 10  sind maximal 3 Vollgeschosse zulässig,
wobei das dritte Vollgeschoss nur als Terrassengeschoss zulässig ist. Die Grundfläche des
überdachten Raums des Terrassengeschosses darf max. 2/3 der Grundfläche des darunter
liegenden Geschosses einnehmen. Die festgesetzte Wandhöhe darf durch dieses
Terrassengeschoss um maximal 3,2 m überschritten werden.

§ 4 
Dächer / Solaranlagen / bauliche Gestaltung

(1)




Wo nicht durch andere Festsetzungen abweichend geregelt, sind Dächer bis zu einer
Neigung von 40° zulässig.

(2)




Werden bei Sattel- und Pultdächern Solaranlagen vorgesehen, sind diese in der Neigung der
Dachhaut parallel zu den Außenkanten des Daches zu errichten.

(3)




Werden bei Flachdächern Solaranlagen vorgesehen, sind diese parallel zur Außenwand zu
errichten und müssen allseits mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des
Daches zurücktreten.

(4)




Bei Flachdächern und flach geneigten Dächern müssen alle Dachaufbauten mindestens um








das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des Daches zurücktreten.

(5)




Bei Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, Garagen und überdachten Stellplätzen sind in
 den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 Dächer mit einer Neigung von
15 ° bis 30°, in den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 mit einer
Neigung von maximal 30° zulässig.

(6)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind aneinander gebaute
Häuser bzw. Hausgruppen, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und Garagen
profilgleich und mit einer einheitlichen Dachform, -deckung sowie -neigung auszuführen.

(7)




Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 10° sind ab einer Fläche von 100 m2 extensiv zu b
egrünen, sofern technische Gründe (z.B. Lüftungseinrichtungen, Oberlichter, Solaranlagen)
nicht entgegenstehen. Dabei ist eine durchwurzelbare Mindestschichtdicke von 10 cm
vorzusehen.

(8)




Dachgauben sind ab einer Dachneigung von 35° zulässig. Ihre Gesamtlänge darf 1/3 der








Gebäudelänge und ein Maximalmaß von 5 m nicht überschreiten. Sie müssen mindestens








1,5 m vom seitlichen Dachrand entfernt liegen. Ihre Ansichtsfläche darf jeweils 4 m2, ihre

Ansichtshöhe 2,5 m nicht überschreiten.

§ 5 
Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze

(1)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind Nebenanlagen im Sinne
des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen und Stellplätze ausschließlich innerhalb der Bauräume
oder der hierfür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen zulässig. Hiervon ausgenommen
sind Gartenhäuser, jedoch nur an der von der Straße abgewandten Grundstücksgrenze und
bis zu einer Grundfläche von 6 m2 und eine Wandhöhe von 2,0 m.

 (2)



In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind Nebenanlagen im








Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO ausschließlich innerhalb der Bauräume zulässig. Hiervon

ausgenommen sind Kinderspielplätze. Tiefgaragen sind innerhalb der Bauräume und der
hierfür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen zulässig.

(3)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind Tiefgaragenzufahrten
einschließlich ihrer Einhausung im Bereich der festgesetzten Ein- und Ausfahrtsbereiche auch
außerhalb der Bauräume und für Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und
Garagen vorgesehen Flächen zulässig.

(4)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 4 sind Garagen und Stellplätze
mit einem Abstand von maximal 5 m von der zugeordneten Erschließungsstraße zu errichten.

(5)




Die nach Art. 47 BayBO notwendigen Stellplätze der Allgemeinen Wohngebiete WA 9, WA 10
und WA 11 sind in Tiefgaragen unterzubringen.

(6)




Für die Gemeinbedarfsfläche sind die nachweispflichtigen Stellplätze straßennah








nachzuweisen.

(7)




Die der Versorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen gem. §14 Abs. 2 BauNVO sind
ausnahmsweise zulässig.

§ 6 
Abgrabungen









Abgrabungen sind auf bis zu 1/3 der Gebäudelänge jedoch nicht mehr als 5 m zulässig.
Hiervon ausgenommen sind Abgrabungen im Rahmen erforderlicher Geländeanpassungen.

§ 7 
Einfriedungen









Als Einfriedungen sind offene Zäune ohne durchgehenden Sockel und/oder Hecken aus
einheimischen Laubgehölzen zulässig. Zäune dürfen eine Höhe von 1,2 m nicht
überschreiten. Im Bereich von Terrassen ist auf einer Länge von max. 4 m ein bis zu 2 m
hoher Sichtschutz zulässig.  

§ 8
Abstandsflächen









Die Abstandsflächen sind gemäß Art. 6 BayBO einzuhalten. Ausgenommen hiervon ist die 

erforderliche Lärmschutzwand.

§ 9 
Werbeanlagen









Werbeanlagen sind in den Allgemeinen Wohngebieten, mit Ausnahme von Werbeanlagen von
max. 60 cm Höhe und einer Gesamtfläche von nicht mehr als 1,5 m2 im Allgemeinen 

Wohngebiet WA 11 am Ort der Leistung im Bereich der Erdgeschosszone, nicht zulässig.

§ 10 
Baulicher Schallschutz

(1)




Zum Schutz vor Verkehrs- und Anlagenlärm ist in der festgesetzten Fläche für Vorkehrungen








zum Schallschutz eine Lärmschutzanlage als Wall-Wand Kombination zu errichten. Die








Wände sind bahnseitig absorbierend mit Drefl ! 4 dB zu gestalten und müssen eine








Schalldämmung von mindestens 25 dB aufweisen.








Der Erdwall verläuft entlang der Schallschutzwand und muss an jeder Stelle mindestens 1/3








der Gesamthöhe der Wall-Wand Kombination einnehmen. Der Wall darf eine Höhe von 6,0 m








nicht überschreiten.








Im Bereich der Fl.Nr. 1021, Gemarkung Olching, ist entlang der Lärmschutzanlage durch 









Aufschüttung ein ebener Streifen von mind. 1,00 m Breite für Unterhaltungsmaßnahmen








anzulegen. In diesem Bereich sind Gabionen als Teil der Lärmschutzanlage nicht zulässig.

(2)




Lüftungstechnisch notwendige Fenster schutzbedürftiger Aufenthaltsräume (Wohnräume, 










Schlaf- und Kinderzimmer) in den Gebäuden entlang an der Max-Reger-Straße (Teilbereiche








WA10 und WA11) müssen überwiegend zur lärmabgewandten Hausseite hin orientiert








werden.

(3)




Im Allgemeinen Wohngebiet WA 8 ist die Bebauung einschließlich Garagen entlang der








Planstraße D durchgehend und ohne Zwischenräume zu erstellen.

(4)




Im gesamten Planungsgebiet sind an den Gebäuden Maßnahmen zum Schutz gegen








Außenlärm i.S.d. DIN 4109, Schallschutz im Hochbau vom Nov. 1989 erforderlich.








Räume zum Schlafen müssen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung 
ausgestattet








werden. Die Lüftungseinrichtungen müssen beim Nachweis des 
Schallschutzes gegen








Außenlärm berücksichtigt werden. Abweichend von DIN 4109 ist der maßgebliche








Außenlärmpegel La zur Berücksichtigung der hohen Geräuschimmissionen während der








Nacht ausgehend vom Beurteilungspegel Nacht des Verkehrslärms Lr,N wie folgt zu








berechnen:










La = Lr,N + 10 + 3 [dB(A)].









Dieser Anforderungswert ist für jeden schutzbedürftigen Aufenthaltsraum nach DIN 4109,








Tabelle 9 in Abhängigkeit des Verhältnisses von beschallter Außenfläche (von Inneren des








Raumes aus betrachtet) zur Grundfläche des Raumes zu erhöhen oder abzumindern.

(5)




Der ausreichende Schallschutz gegen Außenlärm ist mit dem Bauantrag nachzuweisen. Wird








dabei durch eine schalltechnische Berechnung belegt, dass für einzelne Räume ein








geringerer nach (4) ermittelter maßgeblicher Außenlärmpegel zutreffend ist, darf das








erforderliche resultierende bewertete Schalldämm-Maß nach Maßgabe der Tabellen 8 und 9








in DIN 4109 abgemindert werden.

(6)




Tiefgaragenzufahrten müssen im Plangebiet eingehaust ausgeführt werden, eine








Gebäudedurchfahrt als Einhausung ist möglich. Die Wände der Einhausung müssen








innenseitig schallabsorbierend ausgekleidet werden und einen Absorptionskoeffizienten von








" ! 0,6 bei 500 Hz aufweisen. Die Einhausung ist mit einem resultierenden bewerteten








Schalldämm-Maß von mindestens Rw` = 25 dB auszuführen.

§ 11 
Grünordnung

(1)




Die Bepflanzung der Freiflächen der Baugrundstücke, der öffentlichen Verkehrsflächen und
der öffentlichen Grünflächen ist entsprechend den planzeichnerischen und textlichen
Festsetzungen herzustellen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume und Sträucher sind
nachzupflanzen. Nachpflanzungen haben den festgesetzten Güteanforderungen zu
entsprechen. Notwendige Zugänge und Zufahrten sind von den Begrünungsfestsetzungen
ausgenommen.

(2)




Große Laubbäume (Endwuchshöhe über 20 m) sind mit einem Mindeststammumfang von








20-25 cm, mittlere (Endwuchshöhe 10-20 m) und kleine (Endwuchshöhe bis 10 m) mit einem

Mindeststammumfang von 18-20 cm und Obstbäume mit einem Mindeststammumfang von
16-18 cm zu pflanzen. Es sind grundsätzlich standortgerechte heimische Baumarten zu
pflanzen.

(3)




Bei Verlust von Bäumen, die gem. Planzeichnung als bestehende und zu erhaltende Bäume








dargestellt sind, sind auf dem Baugrundstück ein großer oder mittelgroßer standortgerechter








heimischer Laubbaum nachzupflanzen.

(4)




Bei der Pflanzung von Laubbäumen innerhalb von Belagsflächen sind offene Baumscheiben
mit einer mindestens 12 m3 großen und mindestens 1,5 m tiefen spartenfreien,
durchwurzelbaren Pflanzgrube vorzusehen. In Ausnahmefällen sind überdeckte
Baumscheiben zulässig, sofern gestalterische oder funktionale Gründe dafür sprechen. Ein
ausreichender Anfahrschutz der Baumstämme ist dauerhaft zu gewährleisten. Bei
Baumpflanzungen in Baumgräben ist eine Mindestbreite der Gräben von 2,5 m vorzusehen.

(5)




Bei Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum der Planstraße E ist eine einheitliche,








standortgerechte heimische Baumart zu wählen.

(6)




Pro angefangene 400 m2 der Grundstücksfläche der Doppel- und Einfamilienhäuser der








Baugebiete WA 1 bis einschließlich WA 8 sind ein kleiner (Endwuchshöhe bis 10 m) oder

mittelgroßer (Endwuchshöhe 10-20 m) standortgerechter heimischer Laubbaum, pro
Baugrundstück jedoch mindestens ein kleiner standortgerechter heimischer Baum, zu
pflanzen. Als zu pflanzen oder als bestehend gekennzeichnete Bäume nach Planzeichnung
können darauf angerechnet werden.
In den Baugebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind pro angefangener 400 m2

Grundstücksgröße ein mittelgroßer standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen.
 
In den Baugebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind die Decken der Tiefgaragen im
Bereich von mit Bäumen zu bepflanzenden Flächen um mindestens 60 cm unter die geplante
Geländeoberkante abzusenken und ebenso hoch mit fachgerechtem Bodenaufbau zu
überdecken.

(7)




Auf den Baugrundstücken entlang der Planstraßen A, B, C und D ist mindestens einer dieser
zu pflanzenden Bäume im Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der Baugrenze
(Vorgarten) zu pflanzen.

(8)




Die Stellplatzanlage an der Max-Reger-Straße ist entsprechend den Festsetzungen mit einer
Hecke aus heimischen Laubgehölzen einzugrünen und mit mittelgroßen standortgerechten
heimischen Laubbäumen zu bepflanzen. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen darf die
Hecke eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten. Je angefangener 5 Stellplätze ist
mindestens ein mittelgroßer standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen. Die Lage
der im Plan in diesem Bereich dargestellten Bäume ist nicht bindend.

(9)




Die Flächen der Müllsammelstellen entlang der Planstraße E sind mit Hecken einzugrünen.








Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen darf die Hecke eine Höhe von 1,20 m nicht

überschreiten.

(10)



Nebenanlagen wie Müllhäuser, Carports und Seitenwände von Tiefgaragenzufahrten sowie
geeignete und überwiegend fensterlose Gebäudefassaden sind mit Kletterpflanzen zu
begrünen.

(11)



Die öffentliche Grünfläche, die als „Fläche landschaftsgerecht zu gestalten und zu begrünen“
festgesetzt ist, ist mit Einzelbaumpflanzungen von standortgerechten heimischen Gehölzen
und als Wiesen mit der Artenzusammensetzung der trockenen Schotterflächen herzustellen
und zu pflegen. Für die Herstellung der mageren Wiese ist autochthones Mahdgut (Herkunft
Nördliche Münchner Schotterebene) zu verwenden.

(12)



Die öffentliche Grünfläche, die als „Fläche parkartig zu begrünen“ festgesetzt ist, ist mit
großen und mittelgroßen standortgerechten heimischen Laubbäumen und einer Rasenfläche
herzustellen und zu pflegen. Die in diesem Bereich als zu erhalten festgesetzten Bäume sind
zu unterpflanzen.

(13)



Die im Plan als „Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft “ dargestellten Bereiche sind entsprechend der Ausgangssituation –
Gehölzgruppen mit Ruderalfluren und Rohbodenstandorten – zu erhalten oder
wiederherzustellen. Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind entlang der Lärmschutzanlage
im Bereich des Böschungsfußes Gabionen mit einer max. Höhe von 2 m zu errichten.

(14)



Offene Stellplätze, Feuerwehrzufahrten und –andienungsflächen sowie Müllsammelstellen
sind grundsätzlich wasserdurchlässig vorzusehen und auf das Mindestmaß zu beschränken
(z.B. Pflaster mit Grasfuge, Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen,
wassergebundener Belag).

(15)



Niederschlagswasser von befestigten Flächen des Baugrundstücks und der Dachflächen sind
über Sickermulden oder Rigolen auf dem Baugrundstück zu versickern.

(16)



Notwendige Wege innerhalb und Zufahrten zu den Baugrundstücken sind von den
Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. Diese Wege und Zufahrten sind auf ein
Mindestmaß zu beschränken und soweit funktional möglich mit wasserdurchlässigem Aufbau
und Belag herzustellen.

(17)



Von den Festsetzungen kann in Lage und Fläche geringfügig abgewichen werden, soweit die
Abweichung grünordnerisch vertretbar ist, die Grundzüge der Planung nicht berührt werden
und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

C) FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

§ 1 
Art der Nutzung

(1)




Allgemeines Wohngebiet (WA)
Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen (Beherbergungsbetriebe, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlage für die
Verwaltung, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht zulässig.

(2)




Fläche für Gemeinbedarf
Die Fläche für Gemeinbedarf dient der Unterbringung von sozialen Einrichtungen für Kinder
und Jugendliche, wie z.B. Kindergarten, Jugendzentrum, einschließlich der zugehörigen
Nebeneinrichtungen und Stellplätze.

(3)




Fläche für Versorgungsanlagen
Die Fläche für Versorgungsanlagen dient der Unterbringung einer Gasdruckregelanlage.

§ 2 
Maß der Nutzung

(1)



 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind bei Einzelhäusern je








Wohngebäude, bei Doppelhäusern je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit zulässig.








Es ist ausnahmsweise eine 2. Wohneinheit mit maximal 80 qm Wohnfläche als

Einliegerwohnung zulässig, wenn der hierfür notwendige Stellplatz auf dem Grundstück
nachgewiesen werden kann.

(2)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 4 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch bauliche Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem
Gesamtmaß von 0,4 überschritten werden.

(3)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 5 bis einschließlich WA 8 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch bauliche Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem
Gesamtmaß von 0,5 überschritten werden.

(4)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 dürfen die festgesetzten
Grundflächenzahlen durch Tiefgaragen bis zu einem Gesamtmaß von 0,7 überschritten
werden.

§ 3 
Höhenentwicklung / Terrassengeschoss

(1)




Als unterer Höhenbezugspunkt für die einzuhaltenden Gebäudehöhen ist die mittlere Höhe








der zugeordneten Erschließungsstraße heranzuziehen. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 11 ist

die Max-Reger-Straße die zugeordnete Erschließungsstraße. 
Als unterer Höhenbezugspunkt für die einzuhaltenden Gebäudehöhen in den Allgemeinen
Wohngebieten WA 8 und WA 9 ist die Höhenkote 1 (503,00 m ü. NN.) maßgebend. Als unterer
Höhenbezugspunkt für die zwingend festgesetzte Höhe der Lärmschutzanlagen ist die
Höhenkote 2 (503,50 m ü. NN.) maßgebend.









Der obere Bezugspunkt des Lärmschutzwalls ist dessen Scheitelpunkt.

 (2)



Bei Sattel- und Pultdächern gilt als Wandhöhe der senkrechte Abstand zwischen der








festgesetzten Bezugshöhe und dem Schnittpunkt der Außenkante der Außenwand mit der

Oberkante der Dachhaut gemessen an der Traufseite.

(3)




Bei Flachdächern und der Lärmschutzwand gilt als Wandhöhe der senkrechte Abstand








zwischen der festgesetzten Bezugshöhe und der Oberkante der oberen Abdeckung der

Wand.

(4)




Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf höchstens 30 cm über der








Bezugshöhe liegen.

(5)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 und WA 10  sind maximal 3 Vollgeschosse zulässig,
wobei das dritte Vollgeschoss nur als Terrassengeschoss zulässig ist. Die Grundfläche des
überdachten Raums des Terrassengeschosses darf max. 2/3 der Grundfläche des darunter
liegenden Geschosses einnehmen. Die festgesetzte Wandhöhe darf durch dieses
Terrassengeschoss um maximal 3,2 m überschritten werden.

§ 4 
Dächer / Solaranlagen / bauliche Gestaltung

(1)




Wo nicht durch andere Festsetzungen abweichend geregelt, sind Dächer bis zu einer
Neigung von 40° zulässig.

(2)




Werden bei Sattel- und Pultdächern Solaranlagen vorgesehen, sind diese in der Neigung der
Dachhaut parallel zu den Außenkanten des Daches zu errichten.

(3)




Werden bei Flachdächern Solaranlagen vorgesehen, sind diese parallel zur Außenwand zu
errichten und müssen allseits mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des
Daches zurücktreten.

(4)




Bei Flachdächern und flach geneigten Dächern müssen alle Dachaufbauten mindestens um








das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des Daches zurücktreten.

(5)




Bei Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, Garagen und überdachten Stellplätzen sind in
 den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 Dächer mit einer Neigung von
15 ° bis 30°, in den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 mit einer
Neigung von maximal 30° zulässig.

(6)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind aneinander gebaute
Häuser bzw. Hausgruppen, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und Garagen
profilgleich und mit einer einheitlichen Dachform, -deckung sowie -neigung auszuführen.

(7)




Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 10° sind ab einer Fläche von 100 m2 extensiv zu b
egrünen, sofern technische Gründe (z.B. Lüftungseinrichtungen, Oberlichter, Solaranlagen)
nicht entgegenstehen. Dabei ist eine durchwurzelbare Mindestschichtdicke von 10 cm
vorzusehen.

(8)




Dachgauben sind ab einer Dachneigung von 35° zulässig. Ihre Gesamtlänge darf 1/3 der








Gebäudelänge und ein Maximalmaß von 5 m nicht überschreiten. Sie müssen mindestens








1,5 m vom seitlichen Dachrand entfernt liegen. Ihre Ansichtsfläche darf jeweils 4 m2, ihre

Ansichtshöhe 2,5 m nicht überschreiten.

§ 5 
Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze

(1)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 8 sind Nebenanlagen im Sinne
des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen und Stellplätze ausschließlich innerhalb der Bauräume
oder der hierfür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen zulässig. Hiervon ausgenommen
sind Gartenhäuser, jedoch nur an der von der Straße abgewandten Grundstücksgrenze und
bis zu einer Grundfläche von 6 m2 und eine Wandhöhe von 2,0 m.

 (2)



In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind Nebenanlagen im








Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO ausschließlich innerhalb der Bauräume zulässig. Hiervon

ausgenommen sind Kinderspielplätze. Tiefgaragen sind innerhalb der Bauräume und der
hierfür festgesetzten Flächen für Nebenanlagen zulässig.

(3)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind Tiefgaragenzufahrten
einschließlich ihrer Einhausung im Bereich der festgesetzten Ein- und Ausfahrtsbereiche auch
außerhalb der Bauräume und für Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und
Garagen vorgesehen Flächen zulässig.

(4)




In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis einschließlich WA 4 sind Garagen und Stellplätze
mit einem Abstand von maximal 5 m von der zugeordneten Erschließungsstraße zu errichten.

(5)




Die nach Art. 47 BayBO notwendigen Stellplätze der Allgemeinen Wohngebiete WA 9, WA 10
und WA 11 sind in Tiefgaragen unterzubringen.

(6)




Für die Gemeinbedarfsfläche sind die nachweispflichtigen Stellplätze straßennah








nachzuweisen.

(7)




Die der Versorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen gem. §14 Abs. 2 BauNVO sind
ausnahmsweise zulässig.

§ 6 
Abgrabungen









Abgrabungen sind auf bis zu 1/3 der Gebäudelänge jedoch nicht mehr als 5 m zulässig.
Hiervon ausgenommen sind Abgrabungen im Rahmen erforderlicher Geländeanpassungen.

§ 7 
Einfriedungen









Als Einfriedungen sind offene Zäune ohne durchgehenden Sockel und/oder Hecken aus
einheimischen Laubgehölzen zulässig. Zäune dürfen eine Höhe von 1,2 m nicht
überschreiten. Im Bereich von Terrassen ist auf einer Länge von max. 4 m ein bis zu 2 m
hoher Sichtschutz zulässig.  

§ 8
Abstandsflächen









Die Abstandsflächen sind gemäß Art. 6 BayBO einzuhalten. Ausgenommen hiervon ist die 

erforderliche Lärmschutzwand.

§ 9 
Werbeanlagen









Werbeanlagen sind in den Allgemeinen Wohngebieten, mit Ausnahme von Werbeanlagen von
max. 60 cm Höhe und einer Gesamtfläche von nicht mehr als 1,5 m2 im Allgemeinen 

Wohngebiet WA 11 am Ort der Leistung im Bereich der Erdgeschosszone, nicht zulässig.

§ 10 
Baulicher Schallschutz

(1)




Zum Schutz vor Verkehrs- und Anlagenlärm ist in der festgesetzten Fläche für Vorkehrungen








zum Schallschutz eine Lärmschutzanlage als Wall-Wand Kombination zu errichten. Die








Wände sind bahnseitig absorbierend mit Drefl ! 4 dB zu gestalten und müssen eine








Schalldämmung von mindestens 25 dB aufweisen.








Der Erdwall verläuft entlang der Schallschutzwand und muss an jeder Stelle mindestens 1/3








der Gesamthöhe der Wall-Wand Kombination einnehmen. Der Wall darf eine Höhe von 6,0 m








nicht überschreiten.








Im Bereich der Fl.Nr. 1021, Gemarkung Olching, ist entlang der Lärmschutzanlage durch 









Aufschüttung ein ebener Streifen von mind. 1,00 m Breite für Unterhaltungsmaßnahmen








anzulegen. In diesem Bereich sind Gabionen als Teil der Lärmschutzanlage nicht zulässig.

(2)




Lüftungstechnisch notwendige Fenster schutzbedürftiger Aufenthaltsräume (Wohnräume, 










Schlaf- und Kinderzimmer) in den Gebäuden entlang an der Max-Reger-Straße (Teilbereiche








WA10 und WA11) müssen überwiegend zur lärmabgewandten Hausseite hin orientiert








werden.

(3)




Im Allgemeinen Wohngebiet WA 8 ist die Bebauung einschließlich Garagen entlang der








Planstraße D durchgehend und ohne Zwischenräume zu erstellen.

(4)




Im gesamten Planungsgebiet sind an den Gebäuden Maßnahmen zum Schutz gegen








Außenlärm i.S.d. DIN 4109, Schallschutz im Hochbau vom Nov. 1989 erforderlich.








Räume zum Schlafen müssen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung 
ausgestattet








werden. Die Lüftungseinrichtungen müssen beim Nachweis des 
Schallschutzes gegen








Außenlärm berücksichtigt werden. Abweichend von DIN 4109 ist der maßgebliche








Außenlärmpegel La zur Berücksichtigung der hohen Geräuschimmissionen während der








Nacht ausgehend vom Beurteilungspegel Nacht des Verkehrslärms Lr,N wie folgt zu








berechnen:










La = Lr,N + 10 + 3 [dB(A)].









Dieser Anforderungswert ist für jeden schutzbedürftigen Aufenthaltsraum nach DIN 4109,








Tabelle 9 in Abhängigkeit des Verhältnisses von beschallter Außenfläche (von Inneren des








Raumes aus betrachtet) zur Grundfläche des Raumes zu erhöhen oder abzumindern.

(5)




Der ausreichende Schallschutz gegen Außenlärm ist mit dem Bauantrag nachzuweisen. Wird








dabei durch eine schalltechnische Berechnung belegt, dass für einzelne Räume ein








geringerer nach (4) ermittelter maßgeblicher Außenlärmpegel zutreffend ist, darf das








erforderliche resultierende bewertete Schalldämm-Maß nach Maßgabe der Tabellen 8 und 9








in DIN 4109 abgemindert werden.

(6)




Tiefgaragenzufahrten müssen im Plangebiet eingehaust ausgeführt werden, eine








Gebäudedurchfahrt als Einhausung ist möglich. Die Wände der Einhausung müssen








innenseitig schallabsorbierend ausgekleidet werden und einen Absorptionskoeffizienten von








" ! 0,6 bei 500 Hz aufweisen. Die Einhausung ist mit einem resultierenden bewerteten








Schalldämm-Maß von mindestens Rw` = 25 dB auszuführen.

§ 11 
Grünordnung

(1)




Die Bepflanzung der Freiflächen der Baugrundstücke, der öffentlichen Verkehrsflächen und
der öffentlichen Grünflächen ist entsprechend den planzeichnerischen und textlichen
Festsetzungen herzustellen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume und Sträucher sind
nachzupflanzen. Nachpflanzungen haben den festgesetzten Güteanforderungen zu
entsprechen. Notwendige Zugänge und Zufahrten sind von den Begrünungsfestsetzungen
ausgenommen.

(2)




Große Laubbäume (Endwuchshöhe über 20 m) sind mit einem Mindeststammumfang von








20-25 cm, mittlere (Endwuchshöhe 10-20 m) und kleine (Endwuchshöhe bis 10 m) mit einem

Mindeststammumfang von 18-20 cm und Obstbäume mit einem Mindeststammumfang von
16-18 cm zu pflanzen. Es sind grundsätzlich standortgerechte heimische Baumarten zu
pflanzen.

(3)




Bei Verlust von Bäumen, die gem. Planzeichnung als bestehende und zu erhaltende Bäume








dargestellt sind, sind auf dem Baugrundstück ein großer oder mittelgroßer standortgerechter








heimischer Laubbaum nachzupflanzen.

(4)




Bei der Pflanzung von Laubbäumen innerhalb von Belagsflächen sind offene Baumscheiben
mit einer mindestens 12 m3 großen und mindestens 1,5 m tiefen spartenfreien,
durchwurzelbaren Pflanzgrube vorzusehen. In Ausnahmefällen sind überdeckte
Baumscheiben zulässig, sofern gestalterische oder funktionale Gründe dafür sprechen. Ein
ausreichender Anfahrschutz der Baumstämme ist dauerhaft zu gewährleisten. Bei
Baumpflanzungen in Baumgräben ist eine Mindestbreite der Gräben von 2,5 m vorzusehen.

(5)




Bei Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum der Planstraße E ist eine einheitliche,








standortgerechte heimische Baumart zu wählen.

(6)




Pro angefangene 400 m2 der Grundstücksfläche der Doppel- und Einfamilienhäuser der








Baugebiete WA 1 bis einschließlich WA 8 sind ein kleiner (Endwuchshöhe bis 10 m) oder

mittelgroßer (Endwuchshöhe 10-20 m) standortgerechter heimischer Laubbaum, pro
Baugrundstück jedoch mindestens ein kleiner standortgerechter heimischer Baum, zu
pflanzen. Als zu pflanzen oder als bestehend gekennzeichnete Bäume nach Planzeichnung
können darauf angerechnet werden.
In den Baugebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind pro angefangener 400 m2

Grundstücksgröße ein mittelgroßer standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen.
 
In den Baugebieten WA 9 bis einschließlich WA 11 sind die Decken der Tiefgaragen im
Bereich von mit Bäumen zu bepflanzenden Flächen um mindestens 60 cm unter die geplante
Geländeoberkante abzusenken und ebenso hoch mit fachgerechtem Bodenaufbau zu
überdecken.

(7)




Auf den Baugrundstücken entlang der Planstraßen A, B, C und D ist mindestens einer dieser
zu pflanzenden Bäume im Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der Baugrenze
(Vorgarten) zu pflanzen.

(8)




Die Stellplatzanlage an der Max-Reger-Straße ist entsprechend den Festsetzungen mit einer
Hecke aus heimischen Laubgehölzen einzugrünen und mit mittelgroßen standortgerechten
heimischen Laubbäumen zu bepflanzen. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen darf die
Hecke eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten. Je angefangener 5 Stellplätze ist
mindestens ein mittelgroßer standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen. Die Lage
der im Plan in diesem Bereich dargestellten Bäume ist nicht bindend.

(9)




Die Flächen der Müllsammelstellen entlang der Planstraße E sind mit Hecken einzugrünen.








Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen darf die Hecke eine Höhe von 1,20 m nicht

überschreiten.

(10)



Nebenanlagen wie Müllhäuser, Carports und Seitenwände von Tiefgaragenzufahrten sowie
geeignete und überwiegend fensterlose Gebäudefassaden sind mit Kletterpflanzen zu
begrünen.

(11)



Die öffentliche Grünfläche, die als „Fläche landschaftsgerecht zu gestalten und zu begrünen“
festgesetzt ist, ist mit Einzelbaumpflanzungen von standortgerechten heimischen Gehölzen
und als Wiesen mit der Artenzusammensetzung der trockenen Schotterflächen herzustellen
und zu pflegen. Für die Herstellung der mageren Wiese ist autochthones Mahdgut (Herkunft
Nördliche Münchner Schotterebene) zu verwenden.

(12)



Die öffentliche Grünfläche, die als „Fläche parkartig zu begrünen“ festgesetzt ist, ist mit
großen und mittelgroßen standortgerechten heimischen Laubbäumen und einer Rasenfläche
herzustellen und zu pflegen. Die in diesem Bereich als zu erhalten festgesetzten Bäume sind
zu unterpflanzen.

(13)



Die im Plan als „Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft “ dargestellten Bereiche sind entsprechend der Ausgangssituation –
Gehölzgruppen mit Ruderalfluren und Rohbodenstandorten – zu erhalten oder
wiederherzustellen. Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind entlang der Lärmschutzanlage
im Bereich des Böschungsfußes Gabionen mit einer max. Höhe von 2 m zu errichten.

(14)



Offene Stellplätze, Feuerwehrzufahrten und –andienungsflächen sowie Müllsammelstellen
sind grundsätzlich wasserdurchlässig vorzusehen und auf das Mindestmaß zu beschränken
(z.B. Pflaster mit Grasfuge, Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen,
wassergebundener Belag).

(15)



Niederschlagswasser von befestigten Flächen des Baugrundstücks und der Dachflächen sind
über Sickermulden oder Rigolen auf dem Baugrundstück zu versickern.

(16)



Notwendige Wege innerhalb und Zufahrten zu den Baugrundstücken sind von den
Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. Diese Wege und Zufahrten sind auf ein
Mindestmaß zu beschränken und soweit funktional möglich mit wasserdurchlässigem Aufbau
und Belag herzustellen.

(17)



Von den Festsetzungen kann in Lage und Fläche geringfügig abgewichen werden, soweit die
Abweichung grünordnerisch vertretbar ist, die Grundzüge der Planung nicht berührt werden
und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.


